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Betr.:  Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der 

Zwangsvollstreckung vom 09. Juli 2025 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

ich darf mich für die Gelegenheit bedanken, aus der Praxis zu dem vorgenannten Referentenent-

wurf Stellung nehmen zu dürfen.  

 

I. Zur Person  

 

Ich bin derzeit als Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht in Koblenz tätig und sitze hier dem 

Entschädigungssenat, einem allgemeinen Zivilsenat mit Schwerpunkt im Arzthaftungsrecht und 

dem Kostensenat vor. Seit mehr als 30 Jahren beschäftige ich mich mit Fragen der Zwangsvoll-

streckung und allen Aspekten der Forderungseinziehung. In dienstlicher Hinsicht war ich u.a. Ab-

teilungsrichter für Zwangsvollstreckungsverfahren bei einem Amtsgericht und mehrere Jahre Mit-
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glied einer Spezialkammer für Beschwerdeverfahren im Vollstreckungsrecht. Außerdienstlich be-

schäftige ich mich mit den durch den Referentenentwurf aufgeworfenen Fragen u.a. als Heraus-

geber und Autor der Anwaltformulare Zwangsvollstreckungsrecht sowie dem Praxisleitfaden In-

kassodienstleistung und Inkassokosten, als Herausgeber und Autor der Zeitschrift Forderung und 

Vollstreckung im Deutschen Anwaltverlag sowie als Vorsitzender der Prüfungskommission zum 

Erwerb der theoretischen Sachkunde nach § 11 des Rechtsdienstleistungsgesetzes und Dozent des 

hierauf bezogenen Sachkundelehrganges. Im dienstlichen wie außerdienstlichen Kontext werden 

eine Vielzahl von praktischen Fragen und Fallgestaltungen von Gläubigern, Schuldnern, Rechts-

anwälten und Inkassodienstleistern, Drittschuldnern sowie Softwareunternehmen an mich heran-

getragen, die mir seit Jahren einen tiefen Einblick in die Materie vermitteln.       

 

II. Zum Referentenentwurf 

 

1. Allgemeines 

 

a.)  Digitalisierung der Zwangsvollstreckung  

 

Die weitere Digitalisierung der Justiz ist uneingeschränkt zu begrüßen, insbesondere die medien-

bruchfreie Kommunikation zwischen den an der Zwangsvollstreckung Beteiligten. Leider wird 

diese nicht konsequent durchgeführt, weil Relikte einer analogen Verfahrensweise - beispielsweise 

in § 317 Abs. 2 S. 1 ZPO ("Ausfertigungen werden nur auf Antrag und nur in Papierform erteilt.") 

- nicht angepasst werden.  

 

Der Referentenentwurf greift dabei zwingend notwendige Aspekte auf und ist deshalb zu begrü-

ßen. Insbesondere ist festzustellen, dass sich der Verzicht auf die Vorlage von Vollstreckungstiteln 

im Original nach den bisherigen §§ 754a, 829a ZPO bewährt hat. Fälschungen und Manipulatio-

nen haben sich hier - soweit aus der Rechtsprechung sowie der Praxis der Aufsichtsbehörden und 

Staatsanwaltschaften bekannt - nicht gezeigt. Es hat sich gezeigt, dass sich entsprechende Be-
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fürchtungen bei der Einführung von zunächst § 829a ZPO und dann § 754a ZPO nicht bewahr-

heitet haben. Das entspricht den Erfahrungen mit anderen digitalen Systemen in der Justiz (Re-

gister) und der öffentlichen Verwaltung insgesamt. Die Erweiterung der bisherigen Möglichkeiten 

bei vereinfachten Vollstreckungsaufträgen auf alle Arten von Vollstreckungstiteln ist deshalb an-

gezeigt. Allerdings erscheint die gewählte Form zu bürokratisch. Sie kann in einheitlichen allge-

meinen Vollstreckungsbestimmungen für alle Vollstreckungsorgane zusammengefasst werden. 

Die Beschränkung auf die Mobiliarzwangsvollstreckung wegen Geldforderungen überzeugt nicht. 

 

Eine überzeugende Begründung für die Beschränkung der elektronischen Vollstreckungsaufträge 

auf die Zwangsvollstreckung von Geldforderungen fehlt und ist auch nicht sachgerecht zu finden. 

So ist nicht zu erkennen, warum es für die Herausgabe- oder Räumungsvollstreckung oder die 

Vollstreckung nach den §§ 887, 888, 890 ZPO weiterhin der Vorlage eines Vollstreckungstitels im 

Original bedürfen soll. Die allgemeinen Rahmenbedingungen für andere Vollstreckungsansprü-

che als Geldforderungen sind keine anderen. Es mag berücksichtigt werden, dass an den benann-

ten Verfahren der Schuldner beteiligt ist, mithin Einwendungen gegen die Titulierung erheben 

kann. Darüber hinaus entspricht es der Praxis der Gerichte selbst im Erkenntnisverfahren, dass nur 

Abschriften vorgelegt werden. Eine besondere Hürde bedeutet die vorgesetzte Pflicht, die Voll-

streckungstitel im Original vorzulegen, für die Nutzung der eAkte. So ist es ohne Sinne, wenn der 

Vollstreckungstitel von den Gerichten gescannt und dann zurückgesandt werden, um diese zur 

eAkte zu nehmen. Hier sollte der Mut bestehen, die Digitalisierung insgesamt zu Ende zu denken.   

 

2. Stellungnahme zu den vorgesehenen Regelungen  

 

a.) zu § 750 ZPO  

 

Vorschlag  

Es wird vorgeschlagen, in § 750 Abs. 1 Nr. 2 c) ZPO-E auf die Beglaubigung der Urkunden, auf 

denen eine Umschreibung beruht, zu verzichten und entweder insgesamt auf die Zustellung der 
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Urkunden zu verzichten und nur ein Einsichtsrecht nach § 299 ZPO zu betonen oder jedenfalls 

die Zustellung einer einfachen Abschrift genügen zu lassen.   

 

Es wird vorgeschlagen, in § 750 Abs. 1 Nr. 2 ZPO zu formulieren:  

 

2. den Personen, gegen die die Zwangsvollstreckung stattfinden soll, Folgendes zugestellt ist: 

a) das Urteil  

b) die dem Urteil beigefügte Vollstreckungsklausel, sofern 

aa)  diese nach § 726 Absatz 1 erteilt worden ist oder 

bb)  ein Urteil, das nach den §§ 727 bis 729, 738, 742, 744, dem § 745 Absatz 2 oder dem § 749 für 

oder gegen eine der dort bezeichneten Personen wirksam ist, für oder gegen eine dieser Per-

sonen vollstreckt werden soll, sowie 

c) der Schuldner mit der Zustellung darauf hingewiesen wurde, dass er eine Abschrift der öffentlichen 

oder öffentlich beglaubigten Urkunden, wenn die Vollstreckungsklausel auf Grundlage dieser Urkunden 

erteilt worden ist, bei Gericht nach § 299 Abs. 1 ZPO einsehen kann. Auf Verlangen des Schuldners hat 

das Gericht auf Kosten des Gläubigers eine Abschrift der Urkunden zu erteilen. 

 

Begründung 

Das Erfordernis, Urkunden, die einer besonders praxisrelevanten Umschreibung eines Vollstre-

ckungstitels auf den Rechtsnachfolger nach § 727 ZPO zugrunde liegen, in beglaubigter Abschrift 

zuzustellen, beruht auf der Entscheidung des BGH vom 26.08.2020, VII ZB 39/19 (FoVo 2020, S. 

190). Schon dort hat der BGH ausgeführt, dass diese Form der Zustellung besondere Kosten ver-

ursacht, die zunächst vom Gläubiger und im Erstattungswege (§ 788 ZPO) vom Schuldner zu 

tragen sind.  

 

Der mit der Zustellung und Beglaubigung verbundene Aufwand und die damit verbundenen Kos-

ten sind allerdings weder zweckmäßig noch erforderlich. Sie belasten Gläubiger und Schuldner 

nur zusätzlich, hindern oder verzögern wegen der weiteren Kosten den Ausgleich des Vollstre-

ckungsanspruchs und haben nach Auswertung der einschlägigen juristischen Datenbanken kei-

nen Schutzzweck gegen Fälschungen und Manipulationen. Rechtsmittelverfahren, die ihren Aus-

gang in der Zustellung dieser Urkunden haben, sind im Angesicht der Zahl von umgeschriebenen 
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Vollstreckungstiteln nahezu nicht festzustellen. Dies gilt auch vor dem Hintergrund, dass der 

Schuldner im Umschreibungsverfahren gemäß § 730 ZPO regelmäßig gehört wird.  

 

Der Rechtspfleger (§ 20 Nr. 12 RPflG) prüft die vom Gläubiger vorgelegten Urkunden zur Um-

schreibung. Dass diesem eine Fälschung oder Manipulation nicht auffällt, die dann aber dem 

Schuldner auffällt, ist äußerst unwahrscheinlich und rechtfertigt jedenfalls den generellen zusätz-

lichen Aufwand nicht. Dies gilt umso mehr als vor 2020 auf beglaubigte Abschriften verzichtet 

wurde, ohne dass hier Mißbrauchsfälle bekannt geworden sind. Zugleich wird damit der gewollte 

Bürokratieabbau gefördert.    

 

Ergänzender Hinweis 

In diesem Kontext wäre zu erwägen, § 730 ZPO zu ergänzen, um den mit einem hohen bürokra-

tieaufwand versehenen Umschreibungsprozess nach den §§ 726, 727 ZPO auf das erforderliche 

Maß zu begrenzen, in dem der Schuldner generell angehört wird und ohne Rückäußerung der 

Eintritt der Bedingung als zugestanden gilt (§ 138 Abs. 3 ZPO), wenn der Schuldner klar und ver-

ständlich sowie hervorgehoben von dem Gericht hierauf hingewiesen wird. Der Hinweis würde 

der Entscheidung des BGH vom 5.7.2005 (VII ZB 23/05) Rechnung tragen, in dem er dort die 

Anwendung von § 138 Abs. 3 ZPO für unangemessen erachtet hat, weil dem Schuldner dies nicht 

bewusst sei. Der Hinweis würde das Bewusstsein schaffen.  Die Ausgestaltung als Soll-Vorschrift 

gibt die Möglichkeit von der Anhörung ausnahmsweise abzusehen, wenn dies den Vollstre-

ckungserfolg gefährden würde. 

 

Es wird vorgeschlagen, in § 730 ZPO zu formulieren:  

 

§ 730 Anhörung des Schuldners 

In den Fällen des § 726 Abs. 1 und der §§ 727 bis 729 soll der Schuldner vor der Erteilung der vollstreck-

baren Ausfertigung gehört werden. Der Schuldner ist klar, verständlich und hervorgehoben darauf hin-

zuweisen, dass die tatsächlichen Voraussetzungen der Umschreibung als zugestanden anzusehen sind, 

wenn diese nicht ausdrücklich bestritten werden oder die Absicht diese bestreiten zu wollen, aus den 

übrigen Erklärungen des Schuldners hervorgehen; die Nichtäußerung gilt als Zugeständnis.   



 

 

6 

 

Die Umschreibung des Vollstreckungstitels erfordert meist auch eine hierauf gerichtete Informationsbe-

schaffung. Diese betrifft auch die Einsichtnahme in das Personenstandsregister oder die Nachlassakten 

oder auch die Feststellung, ob ein Betreuer für die finanziellen Angelegenheiten bestellt wurde. Es handelt 

sich hierbei um Maßnahmen im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Anders als in § 79 Abs. 2 S. 2 Nr. 

3 und 4 ZPO sind in § 10 FamFG jedoch die Verbraucherzentralen und Schuldnerberatungen sowie die 

registrierten Inkassodienstleister nicht aufgenommen. Eine sachliche Begründung für die Differenzierung 

findet sich in den Gesetzesmaterialen nicht 

 

Es wird deshalb vorgeschlagen, § 10 FamFG wie folgt zu ergänzen:  

 

§ 10 Bevollmächtigte 

(1) Soweit eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht geboten ist, können die Beteiligten das Verfahren 

selbst betreiben. 

(2) 1Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen. 2Dar-

über hinaus sind als Bevollmächtigte, soweit eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht geboten ist, 

vertretungsbefugt nur 

1. ... 

2. ... 

3. ... 

4.  Verbraucherzentralen und andere mit öffentlichen Mitteln geförderte Verbraucherverbände bei der 

Einziehung von Forderungen von Verbrauchern im Rahmen ihres Aufgabenbereichs, 

5. Personen, die Inkassodienstleistungen erbringen (registrierte Personen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 1 des Rechtsdienstleistungsgesetzes) für ihre Tätigkeit im Rahmen ihrer Postulationsfähigkeit nach 

§§ 3, 10 des Rechtsdienstleistungsgesetzes, § 79 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 der Zivilprozessordnung und §§ 174 Abs. 

1 S. 3 und § 305 Abs. 4 S. 2 der Insolvenzordnung.   

 

Dies fördert die weitere Digitalisierung der Justiz, weil dann von den genannten Personen die notwendigen 

Urkunden beschafft und in digitaler Form aufbereitet und eingereicht werden können.   
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b.) zu § 753 Abs. 4 bis 8 ZPO-E  

 

Das grundsätzlich alle zum Beginn und zur Fortsetzung der Zwangsvollstreckung erforderlichen 

Dokumente künftig als elektronische Dokumente eingereicht werden können, ist uneingeschränkt 

zu begrüßen.  

 

Vorschlag  

Es wird vorgeschlagen, § 753 Abs. 4 S. 1 ZPO-E um die in § 79 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 und 4 ZPO ge-

nannten Personen zu ergänzen und zu formulieren:  

 
 „(4) Andere als die in § 754a Absatz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Dokumente sind dem Gerichtsvoll-

zieher als elektronische Dokumente zu übermitteln, wenn sie durch Bevollmächtigte nach § 79 Ab-

satz 2 Satz 1 und 2 Nummer 3 und 4, eine Behörde oder juristische Person des öffentlichen Rechts 

einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse ein-

gereicht werden. Für Übermittlungen nach Satz 1 gilt § 130d Satz 2 und 3 entsprechend.  

 
Gegenüber dem vorherigen Entwurf aus der vergangenen Legislaturperiode wurden die Rechts-

anwälte (§ 79 Abs. 2 S. 1 ZPO), aber nicht die Bevollmächtigten nach § 79 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 und 4 

ZPO aufgenommen. Begründet wird dies nicht. Die mangelnde Erweiterung des Kreises der be-

troffenen Bevollmächtigten und Gläubiger lässt unberücksichtigt, dass inzwischen das eBO flä-

chendeckend eingeführt ist. Insoweit ist die Rechtslage im elektronischen Rechtsverkehr verändert. 

Dies nicht zu berücksichtigen, bedeutet einen Rückschritt. In der Nutzung der Möglichkeiten des 

elektronischen Rechtsverkehrs sind gerade registrierte Inkassodienstleister meist führend. Auch 

reichen sie trotz der sehr viel geringeren Anzahl der Berufsträger gegenüber den Rechtsanwälten 

weit mehr Vollstreckungsanträge ein. Im Kern handelt es sich bei Zwangsvollstreckungsverfahren, 

insbesondere wegen Geldforderungen, um Inkassodienstleistungen. Soll der Digitalisierung zum 

Durchbruch verholfen werden, erscheint es deshalb sachgerecht, die registrierten Inkassodienst-

leister den Rechtsanwälten in der Zwangsvollstreckung gleichzustellen, zumal dies nach der eige-

nen Erkenntnis des Gesetzgebers ohnehin verfassungsrechtlich geboten erscheint (vgl. BT-Drucks. 

19/20348, S. 27). Zugleich würde damit auch keine unnötige Differenzierung zur Formulierung in 
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§ 753a ZPO geschaffen ("Bevollmächtigte nach § 79 Absatz 2 Satz 1 und 2 Nummer 3 und 4"), die 

durchgängig geeignet erscheint, die professionellen Dienstleister in der Zwangsvollstreckung zu 

erfassen. § 79 Abs. 2 S. 1 erfasst die Rechtsanwälte, § 79 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 die Verbraucherzentralen 

und § 79 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 die registrierten Inkassodienstleister.  

 

Da registrierte Inkassodienstleister seit dem 01.01.2024 einer zumindest passiven Nutzungspflicht 

des eBO unterliegen (§ 173 Abs. 2 ZPO), sind die Regelungen in den nachfolgenden Absätzen 

ohne weitere Ergänzung umsetzbar.  

 

Ergänzender Hinweis 

Im Hinblick auf die Regelung des § 753 Abs. 8 ZPO-E sollte die Praxis darauf bedacht sein, dass 

es auch hier künftig möglich sein muss, die Anträge als strukturierten Datensatz im Sinne des § 5 

ZVFV zu stellen. Die Parallelität der Formulare nach der ZVFV erscheint nur auf diese Weise nutz-

bringend für die Praxis umzusetzen zu sein.  

 

Den Bundesländern wird insoweit auch anzuraten sein, die Gerichtsvollzieher zeitnah in die jus-

tizeigene elektronische Infrastruktur einzubinden, um Synergieeffekte bei der Zwangsvollstre-

ckung zu nutzen. Dies erscheint auch - neben einer nachhaltigen Stärkung der Aus- und Fortbil-

dung - unabdingbare Voraussetzung, um den Forderungen der Gerichtsvollzieher nach einer 

weitergehenden Aufgabenübertragung nachzugehen. Die modernen Möglichkeiten des mobilen 

Arbeitens haben hier in den letzten Jahren auch frühere technische Hindernisse beseitigt.   

 

In der Entwurfsbegründung wird ausdrücklich ausgesprochen, dass die Gesamtregelungen nicht 

in Frage stellen, dass die Vollstreckungsparteien mit dem Gerichtsvollzieher auch mündlich kom-

munizieren können. Nimmt der Gläubiger oder sein Bevollmächtigter an dem Termin zur Ab-

nahme der Vermögensauskunft teil, kann sich das Erfordernis ergeben, den Antrag spontan und 

vor Ort zu ergänzen, etwa wenn der Schuldner mit einem Pkw zum Termin erschienen ist. Gleiches 

gilt bei einer Teilnahme im Wege der Bild- und Tonübertragung. Hier sollte an geeigneter Stelle 
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ausdrücklich klargestellt werden, dass eine mündliche Ergänzung oder Erweiterung eines Vollstre-

ckungsorgans möglich ist.  

 

Vorschlag: 

Insoweit könnte § 753 um einen Absatz 5 ergänzt werden:  

 

(5)   Die vorstehenden Regelungen und die verbindliche Pflicht für einen schriftlichen oder elektronischen 

Antrag lassen die mündliche Erweiterung oder Ergänzung des Vollstreckungsauftrages oder dessen 

mündliche Erstreckung auf andere Handlungen nach § 802a Abs. 2 ZPO unberührt, sofern eine unmit-

telbare schriftliche oder elektronische Antragstellung nicht möglich oder nicht zweckmäßig erscheint. Der 

Gerichtsvollzieher protokolliert die Auftragserweiterung nach § 762 ZPO.   

 

c.) zu § 753a und § 764a ZPO-E  

 

Es wird vorgeschlagen, § 753a und § 88 ZPO zu einer einheitlichen Regelung zusammenzufassen. 

Nach diesseitiger Auffassung wäre es dabei sachgerecht und systemkonform, eine solche Rege-

lung im Allgemeinen Teil der ZPO als Ergänzung von § 88 ZPO-E oder aber als § 750b ZPO-E (zu 

einer vorgeschlagenen Regelung in § 750a ZPO siehe nachfolgend zu §§ 754a und § 829a ZPO) 

und damit gleichermaßen für Gerichtsvollzieher und Vollstreckungsgericht geltend auszugestal-

ten. Zugleich gibt dies die Möglichkeit den verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz umzusetzen 

(BT-Drucks. 19/20348, S. 27). Letztlich ist nicht zu erkennen, warum die Möglichkeit der Versiche-

rung nur für die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen eröffnet werden soll. Bei der Her-

ausgabe- oder Räumungsvollstreckung herrschen keine abweichenden allgemeinen Vorausset-

zungen. Auch werden so neue Hybridfälle vermieden, wenn etwa die Räumung eines Räumungs-

anspruches gleichzeitig mit der Vollstreckung der titulierten Zahlungsansprüche betrieben wird. 

Durch die Möglichkeit des Schuldners, den Mangel der Vollmacht in jeder Lage des Verfahrens 

zu rügen und die Möglichkeit des Vollstreckungsorgans dem nachzugehen, ist ein hinreichender 

Schutzstandard gewahrt, zumal § 766 und § 793 ZPO weitere Rechtsschutzmöglichkeiten eröff-

nen. In diesem Kontext kann dann auch die vereinzelte Auffassung von Gerichtsvollziehern - wider 



 

 

10 

das geltende materielle Recht - berichtigt werden, dass erteilte Vollmachten einem Zeitablauf 

unterliegen.  

 

Vorschlag  

Es wird deshalb vorgeschlagen zu formulieren:  

 

 

§ 88 ZPO 

Mangel der Vollmacht 

(1) Das Gericht oder das Vollstreckungsorgan haben den Mangel der Vollmacht von Amts wegen zu 

berücksichtigen, wenn nicht ein Bevollmächtigter nach § 79 Absatz 2 Satz 1 und 2 Nummer 3 und 4 

auftritt und dieser das Vorliegen der Vollmacht versichert hat. 

(2) Der Mangel der Vollmacht kann von dem Gegner in jeder Lage des Rechtsstreits gerügt werden. 

(3) Mit der elektronischen Antragstellung können durch Bevollmächtigte nach § 79 Absatz 2 Satz 1 und 2 

Nummer 3 und 4 Verfahrens- und Geldempfangsvollmachten durch Abgabe einer Versicherung zumin-

dest in Textform nachgewiesen werden. Die Wirkungen des Vollmachtsnachweises entfallen mit der An-

zeige eines Erlöschens der Vollmacht gegenüber dem Gericht oder dem Vollstreckungsorgan.  

(4) Bestehen Zweifel an dem Vorliegen der versicherten Verfahrens- oder Geldempfangsvollmacht, teilt 

das Gericht oder das Vollstreckungsorgan dies dem Versichernden mit und führt die Verfahrenshandlung 

erst durch, nachdem die Verfahrens- und/oder Geldempfangsvollmacht elektronisch übermittelt wurde. 

Bestehen aufgrund der elektronischen Übermittlung die Zweifel fort, kann die Übermittlung im Original 

verlangt werden. Das Alter der Vollmacht begründet für sich allein keinen Zweifel am Vorliegen einer 

Bevollmächtigung.  

 

 

oder  

 

§ 750b ZPO 

Vollmachten bei der Vollstreckung 

(1) In Zwangsvollstreckungsverfahren durch Gerichtsvollzieher können die in § 79 Absatz 2 Satz 1 und 2 

Genannten unter den dortigen Voraussetzungen bevollmächtigt werden, alle Handlungen vorzunehmen, 

die durch die Zwangsvollstreckung veranlasst werden. 
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(2) Das Gericht oder das Vollstreckungsorgan haben den Mangel der Vollmacht von Amts wegen zu 

berücksichtigen, wenn nicht ein Bevollmächtigter nach § 79 Absatz 2 Satz 1 und 2 Nummer 3 und 4 auf-

tritt und dieser das Vorliegen der Vollmacht versichert hat. In allen anderen Fällen ist die Vollmacht 

schriftlich im Original einzureichen. Der Mangel der Vollmacht kann von dem Gegner in jeder Lage des 

Rechtsstreits gerügt werden.  

(3) Mit der Antragstellung in der Zwangsvollstreckung können durch Bevollmächtigte nach § 79 Absatz 2 

Satz 1 und 2 Nummer 3 und 4 Verfahrens- und Geldempfangsvollmachten durch Abgabe einer Versi-

cherung zumindest in Textform nachgewiesen werden. Die Wirkungen des Vollmachtsnachweises entfal-

len mit der Anzeige eines Erlöschens der Vollmacht gegenüber dem Gericht oder dem Vollstreckungsor-

gan.  

(4) Bestehen Zweifel an dem Vorliegen der versicherten Verfahrens- oder Geldempfangsvollmacht, teilt 

das Gericht oder das Vollstreckungsorgan dies dem Versichernden mit und führt die Verfahrenshandlung 

erst durch, nachdem die Verfahrens- und/oder Geldempfangsvollmacht elektronisch übermittelt wurde. 

Bestehen aufgrund der elektronischen Übermittlung die Zweifel fort, kann die Übermittlung im Original 

verlangt werden. Das Alter der Vollmacht begründet für sich allein keinen Zweifel am Vorliegen einer 

Bevollmächtigung.  

 

Ergänzender Hinweis 

Die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung (ZVFV) wird in den Anlagen 1, 2 und 4 entspre-

chend anzupassen sein.  

 

d.) zu § 754 ZPO-E  

 

Es werden keine Bedenken gegen die Neufassung der Norm allein ergänzt um den Besitz des 

elektronischen Dokuments zum Vollstreckungstitel erhoben.  

 

e.) zu § 754a und § 829a ZPO-E  

 

Es erscheint sachlich nicht gerechtfertigt, die Möglichkeit der elektronischen Übermittlung von 

Vollstreckungsunterlagen auf die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen durch den Ge-

richtsvollzieher oder im Rahmen der Forderungspfändung zu beschränken. Die Möglichkeit der 

Fälschung oder sonstigen Manipulation besteht bei allen anderen Vollstreckungsarten genauso 
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wenig wie bei der Einziehung von Geldforderungen. Dies gilt umso mehr als teilweise andere 

Vollstreckungsarten, wie etwa die Herausgabevollstreckung nach § 836 Abs. 3 ZPO iVm. §§ 883ff. 

ZPO, die Festsetzung von Zwangs- oder Ordnungsgeld nach §§ 888, 890 ZPO mit der Vollstre-

ckung der Zwangs- oder Ordnungsgelder oder auch die Räumungsvollstreckung mit der Voll-

streckung rückständiger Zahlungsansprüche in sehr engem Zusammenhang stehen und die Dif-

ferenzierung neue Probleme in der Praxis aufwirft. Die Digitalisierung sollte insoweit mit dem Mut 

angegangen werden, die Zwangsvollstreckung einheitlich davon profitieren zu lassen.  

 

Hinzu kommt, dass die Praxis schon das Problem zeigt, dass Gerichtsvollzieher bei der Räumungs-

vollstreckung, bei der zugleich deren Kosten beigetrieben werden sollen, zwei Vollstreckungsan-

träge verlangen: Einen isolierten und formfreien Antrag auf Räumung und einen nach der ZVFV 

formgebundenen Antrag auf Beitreibung der Vollstreckungskosten. Die Neuregelung führt mithin 

ohne einen umfassenden Ansatz zu einem erheblichen Mehraufwand an Bürokratie, ohne dass 

dem ein korrespondierender Mehrwert oder höherer Schutzstandard gegenübersteht.  

 

Es erscheint deshalb als Überregulierung nahezu identische Voraussetzungen in zwei Normen zu 

regeln. Die Normierung einer allgemeinen Vollstreckungsvoraussetzung bei elektronischer An-

tragstellung erscheint deshalb allein sachgerecht und zielführend. Die könnte in § 750a ZPO-E 

einheitlich erfolgen.  

 

Dabei sollte hinsichtlich der "Zweifelsregel" die bisherige Formulierung in § 754a ZPO übernom-

men werden, da sie sich in der Praxis bewährt hat (vgl. AG Kassel v. 28.07.2017, 630 M 546/17, 

FoVo 2017, 189). Zugleich sollte daran festgehalten werden, dass der Ansatz von Kosten gemäß § 

104 Abs. 2 S. 1 ZPO weiterhin versichert werden kann und es keiner Vorlage von Belegen bedarf.  

 

Vorschlag  

Es wird deshalb vorgeschlagen, die Regelung des § 754a ZPO-E und diejenige in § 829a ZPO-E 

zusammenzufassen und auf die gesamte Zwangsvollstreckung zu erweitern.  
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§ 750a 

Elektronischer Vollstreckungsantrag oder -auftrag 

(1) Soweit bei einem elektronischen Vollstreckungsantrag oder -auftrag zur Durchführung der Zwangs-

vollstreckung wegen Geldforderungen die Übergabe oder Vorlage 

1.  der Ausfertigung des Vollstreckungstitels, 

2.  der Vollstreckungsklausel oder 

3.  weiterer Urkunden zum Nachweis der Vollstreckungsvoraussetzungen 

erforderlich ist, genügt es bei einem elektronischen Auftrag, die in Papierform vorliegenden Schriftstücke 

in die elektronische Form zu übertragen und dem Vollstreckungsorgan die elektronischen Dokumente zu 

übermitteln. Gleiches gilt für bereits als ausgefertigtes elektronisches Dokument vorliegende Unterlagen. 

Sollen Kosten der Zwangsvollstreckung vollstreckt werden, ist dem Vollstreckungsauftrag zusätzlich eine 

Aufstellung der noch offenstehenden Kosten beizufügen. Die Kostenansätze sind glaubhaft zu machen (§ 

104 Abs. 2 S. 1 ZPO). § 130d Satz 1 ist auf die in Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Dokumente nicht anzuwen-

den. 

(2) Bestehen die Dokumente nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3 nicht mehr oder treten Änderungen an ihnen 

auf, nachdem die elektronischen Dokumente übermittelt worden sind, 

1.  ist das Vollstreckungsorgan hierüber unverzüglich zu informieren; 

2.  sind, sofern vorhanden, die geänderten Schriftstücke in die elektronische Form zu übertragen und 

dem Vollstreckungsorgan diese elektronischen Dokumente zu übermitteln; 

3.  darf das Vollstreckungsorgan auf die ursprünglich übermittelten elektronischen Dokumente nicht 

mehr zugreifen.   

(3) Der Auftraggeber hat dem Vollstreckungsorgan in Textform zu versichern, dass ihm diejenigen der in 

Absatz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Dokumente vorliegen, die er als elektronische Dokumente übermit-

telt hat, und sie jeweils bildlich und inhaltlich mit den übermittelten Dokumenten übereinstimmen. 

(4) Kann der Gerichtsvollzieher anhand der übermittelten elektronischen Dokumente nicht zweifelsfrei 

feststellen, dass die Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung vorliegen, teilt er dies dem Auftragge-

ber mit und fordert die für die zweifelsfreie Feststellung erforderlichen Dokumente als elektronische 

Dokumente oder als Schriftstücke an. 

 

f.) zu § 755 ZPO-E  

 

Die Neuregelung würde durch die vorgeschlagene allgemeine Regelung zum elektronischen Voll-

streckungsantrag entbehrlich. Durch § 750a ZPO-E in der hier vorgeschlagenen Form, ist jede 

Antragstellung in der Zwangsvollstreckung - auch die Ermittlung des Aufenthaltes nach § 755 
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ZPO, wie die Beauftragung zur Einholung von Drittauskünften - möglich, in dem der Vollstre-

ckungstitel nur als elektronisches Dokument übermittelt wird. Das führt zur einer nachhaltigen 

Verringerung des bürokratischen Aufwandes und ermöglicht auch auf Seiten der Nutzer Gläubi-

ger, Schuldner und Drittschuldner sowie deren Bevollmächtigten) eine Reduzierung des IT-Auf-

wandes.  

 

Ergänzender Hinweis   

Für professionelle Rechtsdienstleister (Rechtsanwälte und registrierte Inkassodienstleister) ist die 

Einholung einer Einwohnermeldeamtsanfrage über den Gerichtsvollzieher weder zweckmäßig 

noch wirtschaftlich, da sie dies auch selbst veranlassen können. Dabei greifen die genannten 

Rechtsdienstleister auch regelmäßig auf anerkannte und seriöse Auskunfteien zurück.  

 

Allerdings zwingt § 755 Abs. 2 S. 1 ZPO zunächst stets eine Auskunft beim Einwohnermeldeamt 

(EMA) einzuholen, obwohl den Rechtsdienstleistern aufgrund einer eigenen Abfrage oder einer 

Abfrage beim Auskunftsdienstleister bereits bekannt ist, dass diese Auskunft negativ ausfallen 

wird. Das mildert auch § 32 Abs. 4 GVGA nicht, da auch danach die EMA eingeholt werden muss 

und die Auskunft vom Dienstleister in § 32 Abs. 4 GVGA nicht genannt wird.  

 

Insoweit sollte § 755 Abs. 2 ZPO angepasst werden:  

 

(2) 1Soweit der Aufenthaltsort des Schuldners nach Absatz 1 nicht zu ermitteln oder eine solche Ermitt-

lung aufgrund anderer Erkenntnisse des Gläubigers, deren Vorliegen er versichert, unwahrscheinlich ist, 

darf der Gerichtsvollzieher ..." 

 

g.) zu § 757 ZPO-E  

 

Würde dem hiesigen Vorschlag zur Zusammenfassung von § 754a ZPO-E und § 829a ZPO-E 

gefolgt, wäre allein in § 757 Abs. 3 ZPO-E, § 754a durch § 750a ZPO zu ersetzen.  

 

h.) zu § 802a Abs. 2 S. 1 ZPO-E  
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Es handelt sich lediglich um eine Folgeänderung. Die Formulierung wäre insgesamt einfacher, 

wenn den hier vorgeschlagenen Zusammenfassungen der Regelungen für die Zwangsvollstre-

ckung im Sinne einer weiteren Digitalisierung gefolgt würde. In diesem Fall müsste lediglich auf 

§§ 754, 750a ZPO referenziert werden.  

 

i.) zu § 802g Abs. 1 ZPO-E  

 

Es bestehen keine Bedenken gegen die Ergänzung. Sie dient der Praxis als Klarstellung.  

 

Ergänzender Hinweis 

Zu fragen ist allerdings, weshalb hier keine Übersendung des elektronischen Haftbefehls genügen 

soll. Im Rahmen der ohnehin ab dem 01.01.2026 verbindlichen elektronischen Aktenführung bei 

Gericht, wird der Richter den Haftbefehl als elektronisches Dokument elektronisch qualifiziert sig-

nieren. Welchem Sinn dient es, dieses Dokument nun auszudrucken und zusätzlich noch eine 

beglaubigte Abschrift herzustellen? Vielmehr könnte der Haftbefehl dem Gerichtsvollzieher elekt-

ronisch übermittelt werden. Der Gerichtsvollzieher kann dann eine Abschrift erstellen, wenn dies 

notwendig ist. In der Regel wird der Gerichtsvollzieher allerdings in der Lage sein - wie bei der 

Abnahme der Vermögensauskunft nach den Vorschriften der §§ 802c, d und f ZPO den Haftbefehl 

zu visualisieren. In den seltensten Fällen möchte der Schuldner den Haftbefehl in der Praxis tat-

sächlich haptisch ausgehändigt haben.   

 

Es wird deshalb vorgeschlagen, § 802g Abs. 2 ZPO wie folgt zu fassen:  

 

(2) 1Die Verhaftung des Schuldners erfolgt durch einen Gerichtsvollzieher. 2Der Gerichtsvollzieher hän-

digt dem Schuldner von Amts wegen bei der Verhaftung nachträglich eine beglaubigte Abschrift des 

Haftbefehls aus, soweit der Schuldner dies verlangt. Anstelle der Zuleitung einer beglaubigten Abschrift 

genügt mit Zustimmung des Schuldners eine Übermittlung als elektronisches Dokument in Textform. 

 

j.)     zu Art 2, § 12 GKG-E   
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Die vorgeschlagene Ergänzung in § 12 GKG ist zunächst folgerichtig, fördert allerdings die Digita-

lisierung der Zwangsvollstreckung nicht ganzheitlich.  

 

Nach diesseitiger Auffassung sollte gesetzlich sichergestellt werden, dass die noch fehlenden Bun-

desländer dem System der elektronischen Kostenmarke beitreten und nur für den Fall, dass dies 

nicht möglich ist, die Vorschusspflicht entfällt. Zugleich sollte dies auf alle Formen von Vollstre-

ckungsanträgen gelten, zumal die Gerichtskosten mit Ausnahme der Tätigkeit im Verteilungsver-

fahren als Festgebühren ausgestaltet sind.  

 

Es wird also vorgeschlagen, in § 12 Abs. 6 GKG zu formulieren:  

 

(6) 1Über Anträge in der Zwangsvollstreckung und dem vorausgehenden Klauselverfahren sowie auf Er-

teilung einer weiteren vollstreckbaren Ausfertigung (§ 733 der Zivilprozessordnung) und über Anträge 

auf gerichtliche Handlungen der Zwangsvollstreckung gemäß § 829 Absatz 1, §§ 835, 839, 846 bis 848, 

857, 858, 886 bis 888 oder § 890 der Zivilprozessordnung soll erst nach Zahlung der Gebühr für das 

Verfahren und der Auslagen für die Zustellung entschieden werden. 2Dies gilt nicht bei elektronischen 

Anträgen auf gerichtliche Handlungen der Zwangsvollstreckung nach § 750a ZPO gemäß § 829a der 

Zivilprozessordnung, es sei denn, die Zahlung der Gebühr kann im Wege der elektronischen Kostenmarke 

erfolgen.  

 

k.)     zu Art 4 - Inkrafttreten 

 

Die weitere Digitalisierung der Zwangsvollstreckung nach Maßgabe des vorgelegten Änderungs-

entwurfes zieht notwendige Änderungen der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung, insbe-

sondere von deren Anlagen nach sich. Es sollte deshalb mit dem Entwurf des Gesetzes auch ein 

Entwurf für eine angepasste ZVFV vorgelegt werden. Gleichzeitig sollte die Frist zur verbindlichen 

Verwendung der neuen Formulare vom 01.10.2025 bis in das Jahr 2026 verlängert werden. 
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Es erscheint sachgerecht, das Inkrafttreten zu harmonisieren und den Bundesrat in der Sitzung 

über die Änderung der ZVFV entscheiden zu lassen, in der auch dieses Gesetzesvorhaben die 

Zustimmung finden soll. Eine Harmonisierung ist dann sichergestellt.    

 

III.  Erforderliche weitergehende Regelungen 

 

Es erscheinen ergänzende gesetzgeberische Regelungen innerhalb und außerhalb der ZPO er-

forderlich, um die Digitalisierung in einem Arbeitsprozess auf Seiten der Gerichte, der Vollstre-

ckungsorgane und der Gläubigervertreter sowie - soweit wie möglich - bei Gläubigern und Dritt-

schuldnern Platz greifen zu lassen.  

 

a.)  Digitalisierung bedeutet auch Strukturierung 

 

Der Titel des Referentenentwurfes verspricht mehr, als er hält, wenn im Wesentlichen die Digita-

lisierung auf die Möglichkeit der Einreichung von Dokumenten in elektronischer Form reduziert 

wird. Es erscheint vielmehr erforderlich, dass neben den in § 2 der Zwangsvollstreckungsformular-

Verordnung auf der Grundlage der §§ 753 Abs. 3, 758a Abs. 6 und § 829 Abs. 4 ZPO genannten 

Anträgen und Beschlussentwürfen, weitere Anträge und Beschlüsse der Formularpflicht unterwor-

fen werden können. Dies setzt allerdings eine allgemeine Ermächtigungsgrundlage für die Ein-

führung solcher Formulare voraus. Es wird deshalb vorgeschlagen, § 750 ZPO um einen Absatz 3 

wie folgt zu ergänzen:  

 

(3) 1Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverord-

nung mit Zustimmung des Bundesrates Formulare für Aufträge und Beschlüsse nach dem 8. Buch der 

ZPO einzuführen. 2Für elektronisch eingereichte Aufträge können besondere Formulare oder die Einrei-

chung als strukturierter Datensatz vorgesehen werden. Soweit nach Satz 1 oder 2 Formulare oder struk-

turierte Datensätze eingeführt sind, muss sich der Antragsteller ihrer bedienen, sofern die Nutzungspflicht 

in der Rechtsverordnung angeordnet wurde. 
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Einem solchen Vorschlag folgend, könnten die Spezialregelungen in § 753 Abs. 3, § 758a Abs. 6 

und § 829 Abs. 4 ZPO entfallen und die Digitalisierung der Zwangsvollstreckung organisch wach-

sen und fortentwickelt werden. Durch den Zustimmungsvorbehalt des Bundesrates ist gesichert, 

dass die Einführung weiterer Formulare mit der elektronischen Weiterverarbeitung in den Gerich-

ten und bei den Gerichtsvollziehern harmonisiert wird. Die Möglichkeit in der Rechtsverordnung 

Formulare einzuführen, aber die Nutzungspflicht gesondert zu regeln, erlaubt es zwischen pro-

fessionellen (Bevollmächtigte nach § 79 Abs. 2 S. 1 und 2 Nr. 3 und 4 ZPO) und nichtprofessionel-

len Nutzern zu unterscheiden. Naheliegend sind Formulare für die Herausgabe und die Räu-

mungsvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher sowie die isolierten Anträge nach den §§ 835, 

850c Abs. 6, § 850d, 850f Abs. 1 und Abs. 2 oder auch § 850g bzw. § 906 ZPO.  

 

In tatsächlicher Hinsicht wäre es wünschenswert, wenn auch nicht zwingend, dass die Bundeslän-

der durch entsprechende Rahmenanforderungen an die Software der Gerichtsvollzieher, die nicht 

unter der Hoheit der Justiz stehen, den Forderungen an eine Umsetzung der Vorgaben auch 

tatsächlich genügen.    

 

b.)  Beseitigung von weiteren Digitalisierungshindernissen im Anwendungsbereich des Gesetzes 

 

In der Forderungsvollstreckung bedarf es einer vollstreckbaren Ausfertigung des Pfändungs- und 

Überweisungsbeschlusses statt einer beglaubigten Abschrift, sofern die Auskunfts- und Heraus-

gabeansprüche nach § 836 Abs. 3 ZPO gegen den Schuldner vollstreckt werden müssen (vgl. 

FoVo 2024, S. 201). § 754a ZPO erlaubt nunmehr diesen Antrag elektronisch zu stellen. Ein voll-

ständiges elektronisches Verfahren scheitert allerdings an § 317 Abs. 2 S. 1 ZPO, da eine Ausferti-

gung "nur in Papierform" erteilt werden kann. Es wird deshalb vorgeschlagen, § 317 Abs. 2 S. 1 

ZPO wie folgt formulieren:  

 

(2) 1Ausfertigungen werden nur auf Antrag erteilt.“ ..." 
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In diesem Kontext wäre es sinnvoll, zugleich entsprechende Hindernisse im materiellen Recht zu 

beseitigen, insbesondere § 781 S. 2 zu streichen.  

 

c.)  Einsendung der Zwangsvollstreckungsformulare als XJustiz-Datensatz 

 

Es ist grundsätzlich zu begrüßen, wenn die Formularpflicht in der Zwangsvollstreckung innerhalb 

der am 22.12.2022 in Kraft getretenen Zwangsvollstreckungsformularverordnung weiterentwickelt 

wird. So sollte die Nutzungspflicht innerhalb der ZPO auf die tatsächlich vorhandenen Formulare 

(§ 758a Abs. 4 ZPO) erstreckt und dann weiter ausgebaut werden. So sollte das Bundesministe-

rium der Justiz und Verbraucherschutz ermächtigt werden, auch für weitere Anträge (etwa die 

isolierten Anträge nach §§ 850c Abs. 6 oder § 850f Abs. 1 und 2 ZPO) strukturierte Datensätze 

einzuführen.  

 

Ausgehend davon obliegt es zunächst der Justiz in den Bundesländern überhaupt die Möglichkeit 

zu schaffen, die vorhandenen und künftige Vollstreckungsanträge und Beschlussentwürfe als 

strukturierten Datensatz zu übermitteln (§ 5 ZVFV). Eine Einsendungspflicht kann erst zum Tragen 

kommen, wenn diese Voraussetzungen geschaffen sind. Dies tut not.  

 

In letzter Konsequenz ist die Einsendung von strukturierten Datensätzen in allen Teilen des Zivil-

prozesses und damit auch der Zwangsvollstreckung zwingend, wenn die Möglichkeiten der Digi-

talisierung in der Weiterverarbeitung tatsächlich genutzt werden sollen. Dies greift allerdings zu 

kurz, da dann auch der entsprechende Empfang - etwa von Monierungen - verbindlich sein sollte. 

Da die Rechtsanwälte und die registrierten Inkassodienstleister längst auf der Basis professioneller 

Software digital arbeiten, obliegt es vor allem der Justiz und hier den Bundesländern, die struktu-

rierten Daten entgegennehmen und verarbeiten zu können. Jedenfalls für Drittschuldner - etwa 

große Banken oder Arbeitgeber -, die auch bereits das eBO nutzen, dürfte in der Praxis nichts 

anderes gelten. Insoweit sollten auch diese - in Abhängigkeit von der Nutzung des sicheren Über-

mittlungsweges - eingebunden werden.  
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Als Hemmnis stellt sich in diesem Zusammenhang auch dar, dass im Gesetzentwurf zur Einfüh-

rung des eBO die kostenfreie Nutzung versprochen wurde (BT-Drucks. 19/28399, S. 2, 3), tatsäch-

lich aber nur eine kostenpflichtige Nutzung möglich ist. Nur Governikus und Procilon bieten der-

zeit eine kostenpflichtige Software an. Die Beseitigung dieses Hindernisses lässt eine deutliche 

Erweiterung des Nutzerkreises - insbesondere auch bei den Drittschuldnern - erwarten. Dies führt 

nicht nur zur weiteren Durchsetzung der Digitalisierung der Zwangsvollstreckung, sondern auch 

zu einer Reduzierung der Nebenkosten, die den Schuldner belasten (§ 788 ZPO), dessen Ver-

schuldung weiter fördern und die Entschuldung hindern. Diese Aspekte sind nunmehr bei der 

Schaffung der Justiz-Cloud und die hierin integrierte Kommunikationsplattform zu berücksichti-

gen.    

 

d.)  Notwendige kostenrechtliche Folgeregelungen  

 

Mit Ausnahme der Anpassung von § 12 GKG und der Schaffung von Nr. 101 KV GvKostG durch 

das KostBRÄG 2025 fehlt es an der Regelung der kostenrechtlichen Folgen einer weiteren Digita-

lisierung der Zwangsvollstreckung. Nach diesseitiger Ansicht können diese strukturellen Anpas-

sungen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf erfolgen.  

  

(1) Auslagen für Scan und Ausgestaltung der Beglaubigung als Auslage  

 

In Nr. 700 sollte das Scannen dem Kopieren in Ziffer 1 ausdrücklich gleichgestellt werden. Dem 

Scannen kommt vor dem Hintergrund der weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstreckung eine 

(noch) höhere Bedeutung zu.  Das wird in Gänze nicht von der komplizierten Regelung in Nr. 700 

Abs. 2 KV GvKostG erfasst.  

 

Nicht überzeugend ist auch die Ausgestaltung der Beglaubigung nach Nr. 103 (vormals 102) KV 

GvKostG als Gebühr. Es handelt sich bei der Beglaubigung, wie dem Kopieren oder dem Scannen, 

um eine vorbereitende Hilfstätigkeit, die zudem den gleichen (oder geringeren) personellen Auf-

wand, wie beim Kopieren erfordert und in jedem Fall einen geringeren Sachaufwand. Es leuchtet 
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deshalb nicht ein, dass die Ausgestaltung als Gebühr dazu führt, dass sich die Kosten für die 

Beglaubigung noch um die Auslagenpauschale nach Nr. 716 KV GvKostG erhöht.  

 

Für beide Aspekte mag gesehen werden, dass diese zwar vom Gläubiger vorzufinanzieren sind, 

am Ende aber nach § 788 ZPO vom Schuldner getragen werden müssen.  

 

Vorschlag  

Es wird deshalb vorgeschlagen, Nr. 102 KV GvKostG zu streichen und Nr. 700 KV GvKostG wie 

folgt zu fassen: 

 

700 Pauschale für die Herstellung und Überlassung von Dokumenten:   

  1. Kopien, Scans, Beglaubigungen und Ausdrucke,   

  a) die auf Antrag angefertigt oder per Telefax übermittelt werden,   

b) die angefertigt werden, weil der Auftraggeber es unterlassen hat, die erfor-

derliche Zahl von Mehrfertigungen beizufügen: 

  

für die ersten 50 Seiten je Seite .......... 0,50 € 

für jede weitere Seite .......... 0,15 € 

  für die ersten 50 Seiten in Farbe je Seite ..........  1,00 € 

  für jede weitere Seite in Farbe .......... 0,30 € 

2. Überlassung von elektronisch gespeicherten Dateien oder deren Bereitstellung 

zum Abruf anstelle der in Nummer 1 genannten Kopien und Ausdrucke: 

  

  je Datei ..........  1,50 € 

  für die in einem Arbeitsgang überlassenen, bereitgestellten oder in einem Ar-

beitsgang auf denselben Datenträger übertragenen Dokumente insgesamt 

höchstens .......... 5,00 € 

(1) Die Höhe der Dokumentenpauschale nach Nummer 1 ist bei Durchführung eines 

jeden Auftrags und für jeden Kostenschuldner nach § 13 Abs. 1 GvKostG gesondert 

zu berechnen; Gesamtschuldner gelten als ein Schuldner.   
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(2) Werden zum Zweck der Überlassung von elektronisch gespeicherten Dateien 

Dokumente zuvor auf Antrag von der Papierform in die elektronische Form übertra-

gen, beträgt die Dokumentenpauschale nach Nummer 2 nicht weniger als die Do-

kumentenpauschale im Fall der Nummer 1 betragen würde.   

(2) § 191a Abs. 1 Satz 5 GVG bleibt unberührt.     

(3) Eine Dokumentenpauschale für die erste Kopie oder Scan oder den ersten Aus-

druck des Vermögensverzeichnisses und der Niederschrift über die Abgabe der 

Vermögensauskunft wird von demjenigen Kostenschuldner nicht erhoben, von dem 

die Gebühr 260 oder 261 zu erheben ist. Entsprechendes gilt, wenn anstelle der in 

Satz 1 genannten Kopien oder Ausdrucke elektronisch gespeicherte Dateien über-

lassen werden (§ 802d Abs. 2 ZPO).     

 

(2) Strukturelle Änderungen im Rechtsanwaltsvergütungsgesetz  

 

Die Zwangsvollstreckung wird immer komplexer und aufwändiger. Dies liegt einerseits an den 

rechtlichen Vorgaben des Pfändungsschutzes, einer stark ausgeprägten und differenzierten 

Rechtsprechung, aber auch an den mit der Digitalisierung der Zwangsvollstreckung verbundenen 

Aufwänden. Aufwände steigen auch dadurch, dass sich Schuldner auf Vollstreckungsmaßnahmen 

regelmäßig mit dem Gläubigervertreter telefonisch oder elektronisch in Verbindung setzen und 

ihre mangelnde Leistungsfähigkeit begründen. Dies zu hinterfragen nimmt erhebliche personelle 

Ressourcen in Anspruch. Die Zwangsvollstreckung ist letztlich auch vor dem Hintergrund zu se-

hen, dass der Anteil von Schuldnern mit Migrationshintergrund oder sonstiger Auslandsberüh-

rung erheblich gestiegen ist, was die Informationsbeschaffung als Grundlage einer zielgerichteten 

Zwangsvollstreckung erschwert. Neben den inflationsbedingt allgemeinen Preissteigerungen bei 

Personal- und Sachkosten begründet dies den strukturellen Mangel, dass die Nrn. 3309, 3310 VV 

RVG den tatsächlichen Aufwand nicht mehr sachgerecht abbilden. Bei der Pfändung eines Kontos 

wegen einer Vollstreckungsforderung von bis zu 500 € erhält der Gläubigervertreter für die Ak-

tenanlage, die Adress- und Vermögensrecherche, die Ausfüllung eines zweiseitigen Antrages (An-

lage 4 ZVFV), eines neunseitigen Beschlussentwurfes (Anlage 5 ZVFV) und einer zwei- bis dreisei-

tigen Forderungsaufstellung (Anlage 7 oder 8 ZVFV) ganze 15,45 € als 0,3-Verfahrensgebühr nach 
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Nr. 3309 VV RVG. Kommt es in dem Zuge zu einem telefonischen Kontakt mit dem Schuldner, ist 

auch dies in der Vergütung inkludiert. Nicht auf jeden dieser Kontakte folgt eine gütliche Einigung 

im Sinne der Nr. 1000 VV RVG, so dass der Aufwand als mit dieser abgegolten gelten könnte.    

 

Die Konsequenz ist eine auch statistisch rückläufige Nutzung der geordneten staatlichen Zwangs-

vollstreckung. Rechtsanwälte und Inkassodienstleister sind insbesondere bei kleineren Forderun-

gen regelmäßig nicht mehr bereit, die Zwangsvollstreckung zu den Konditionen des Rechtsan-

waltsvergütungsgesetzes zu betreiben. Der Gläubiger muss also entweder höhere Honorare ver-

einbaren oder Erfolgsprovisionen tragen. Beide sind aber nach § 788 ZPO nicht erstattungsfähig. 

Entweder weicht hier der Rechtsstaat zurück, weil ganz auf die Vollstreckung verzichtet wird oder 

aber es wird zulasten des Gläubigers in dessen berechtigte - weil titulierte - Vermögensrechte 

eingegriffen.  

 

Vorschlag  

Es wird vor diesem Hintergrund als Ergänzung des Gesetzentwurfes eine strukturelle Änderung 

in Teil 3, Abschnitt 3, Unterabschnitt 3 der Anlage 1 zu § 2 Abs. 2 des Rechtsanwaltsvergütungs-

gesetzes mit einer Anhebung des Gebührensatzes für die Verfahrensgebühr in der Zwangsvoll-

streckung auf die Regelgebühr der vorgerichtlichen Inkassodienstleistung (Nr. 2300 Abs. 2 VV 

RVG), hilfsweise den hier eröffneten Rahmen sowie des unbeschränkten Anfalls der Terminsge-

bühr nach Maßgabe der Vorbem. 3 Abs. 3 VV RVG, jedoch einem abweichenden Gebührensatz 

von 0,5 vorgeschlagen:  

 

Unterabschnitt 3 

Vollstreckung und Vollziehung 

Vorbemerkung 3.3.3: 

(1) Dieser Unterabschnitt gilt für 

1. die Zwangsvollstreckung, 

2. die Vollstreckung, 

3. Verfahren des Verwaltungszwangs und 

4. die Vollziehung eines Arrestes oder einstweiligen Verfügung, 
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soweit nachfolgend keine besonderen Gebühren bestimmt sind. Er gilt auch für Verfahren auf Eintra-

gung einer Zwangshypothek (§§ 867 und 870a ZPO). 

(2) Im Verfahren nach der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 werden Gebühren nach diesem Unterab-

schnitt nur im Fall des Artikels 5 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 erhoben. In den Fällen 

des Artikels 5 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 bestimmen sich die Gebühren nach den 

für Arrestverfahren geltenden Vorschriften. 

(3) Der Anfall der Terminsgebühr bestimmt sich nach Abschnitt 1 (Vorbem. 3 Abs. 3) 

 

3309 Verfahrensgebühr 0,9 

Alt.: 0,5 - 1,3 

3310 Terminsgebühr  

Die Gebühr entsteht für die Teilnahme an einem gerichtlichen Termin, einem 

Termin zur Abgabe der Vermögensauskunft oder zur Abnahme der eides-

stattlichen Versicherung. 

0,5 

 

Entsprechend den Ausführungen zu den Auslagen im Gerichtsvollzieherkostengesetz wäre auch 

bei den Auslagen in Nr. 7000 Ziffer 1 die Formulierung "1. für Kopien und Ausdrucke" in "1. Kopien, 

Scans, und Ausdrucke" zu ändern und Abs. 2 zu streichen.  

 

In Nr. 7002 VV RVG erscheint es erforderlich vor dem Hintergrund des mit der Digitalisierung 

verbundenen zusätzlichen Aufwandes im Kontext der Anschaffung, Pflege- und Wartung sowie 

Weiterentwicklung und Anpassung von Software sowie die hohen Anforderungen der Rechtspre-

chung an die Teilnahme am elektronischen Rechtsverkehr im Zusammenhang mit der qualifizier-

ten elektronischen Signatur und der Nutzung sicherer Übermittlungswege die Begrenzung der 

Pauschale von 20 € auf 35 € anzuheben. Dabei mag berücksichtigt werden, dass die Obergrenze 

der Pauschale seit dem Inkrafttreten des RVG noch nie angehoben wurden. Die Portokosten eines 

einfachen Briefes sind dagegen von 2004 bis heute von 55 Cent auf jetzt 95 Cent gestiegen, d.h. 

um rund 73%. Eine Anhebung der Obergrenze von 20 auf 35 € (+75%) erscheint deshalb eine 

sachgerechte Fortentwicklung und als solche angezeigt und gerechtfertigt.    

 

e.)  Handakten der Rechtsdienstleister - Änderungen des Berufsrechtes 
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Rechtsanwälte und Inkassodienstleister schließen mit ihren Mandanten einen Geschäftsbesor-

gungsvertrag mit Dienstleistungscharakter nach §§ 675, 611 BGB ab. Dies führt über § 667 BGB zu 

dem Erfordernis, an den Mandanten alles in Ausführung des Auftrages Erlangte herauszugeben. 

Dem entspricht für das anwaltliche Berufsrecht § 50 BRAO. Die normative Regelung ist insgesamt 

noch auf die Führung einer haptischen Akte in Papier angelegt. Die Wirklichkeit ist eine andere, 

zumal auch für die Gerichte spätestens zum 01.01.2026 die elektronische Akte eingeführt sein 

muss.     

 

Es erscheint deshalb angezeigt, vor dem Hintergrund der weiteren Digitalisierung der Justiz eine 

§ 630f BGB entsprechende Vorschrift in das Auftragsrecht als § 667a BGB einzufügen und § 50 

BRAO so disponibel auszugestalten, dass hierauf ersatzweise verwiesen wird. Für weitere Berufs-

träger freier Berufe wäre eine Erstreckung zu erwägen. Dabei könnte weitgehend auf den Katalog 

der Berufsträger in § 203 Abs. 1 Nr. 3 StGB zurückgegriffen werden.  

 

Vorschlag  

 

§ 667a BGB 

Handakten; elektronische Aktenführung 

(1) In Abweichung von § 667 BGB sind Rechtsanwälte, registrierte Inkassodienstleister nach § 10 Abs. 1 

Nr. 1 RDG, Kammerrechtsbeistände, Patentanwälte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Steuerbe-

rater, und Steuerbevollmächtigte berechtigt und ab dem 01.01.2026 verpflichtet, ihre Akten elektronisch 

zu führen. Berichtigungen und Änderungen von Eintragungen in der Akte sind nur zulässig, wenn ne-

ben dem ursprünglichen Inhalt erkennbar bleibt, wann sie vorgenommen worden sind. Ausgenommen 

von der elektronischen Aktenführung sind Dokumente, deren Aufbewahrung aufgrund anderer gesetz-

licher Vorschriften zwingend vorgesehen ist; insoweit gilt § 667 BGB.   

(2) Der nach Absatz 1 Verpflichtete stellt sicher, dass die wesentlichen Vorgänge seiner Dienstleistung 

in der elektronischen Akte verzeichnet sind. Der Dienstberechtigte kann jederzeit ein elektronisches 

Duplikat der Akte verlangen. 

(3) Der nach Absatz 1 Verpflichtete hat die Akte für die Dauer von sechs Jahren nach Abschluss des 

Auftrages aufzubewahren, soweit nicht nach anderen Vorschriften andere Aufbewahrungsfristen be-

stehen. 
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f.)  Videokonferenzen als Anspruch der Beteiligten ausgestalten 

 

Zum 19.07.2024, d.h. etwa vor einem Jahr wurde in § 802f Abs. 2 S. 4 Nr. 4 ZPO die Möglichkeit 

geschaffen, den Termin zur Abnahme der Vermögensauskunft (auch) im Wege der Bild- und 

Tonübertragung stattfinden zu lassen. Die Praxis zeigt allerdings, dass die Vorschrift vollständig 

leer läuft. Es ist kein einziger Fall bekannt, bei dem der Gerichtsvollzieher einem entsprechenden 

Antrag gefolgt ist. Die Gerichtsvollzieher teilen unisono mit, dass sie dafür nicht ausgestattet seien. 

Hinzu kommt, dass die Vorschrift missverständlich ausgestaltet ist, in dem sie auf den Termin als 

Ganzes und nicht auf den jeweiligen Teilnehmer ausgerichtet ist. 

 

Es wird deshalb vorgeschlagen, die Vorschrift des § 802f Abs. 2 S. 4 wie folgt zu ergänzen:  

 
"4Der Gerichtsvollzieher bestimmt, ob der Termin 

 1. in seinen Geschäftsräumen, 

 2. in der Wohnung des Schuldners, 

 3. an einem nicht in den Nummern 1 und 2 genannten geeigneten Ort oder 

 4. ganz oder teilweise per Bild- und Tonübertragung 

stattfindet. 5Beantragt ein Verfahrensbeteiligter seine Teilnahme per Bild- und Tonübertragung, hat der Ge-

richtsvollzieher ihm diese zu gestatten. 

 

Denkbar wäre es, für die Ergänzung in § 802f Abs. 2 S. 5 eine gesonderte Übergangsfrist von 

einem Jahr zu schaffen, damit die Gerichtsvollzieher sich eine entsprechende Ausstattung be-

schaffen können. Dem sollten keine Hindernisse entgegenstehen, da die Justiz insgesamt eine 

entsprechende Ausstattung schon nach § 128a ZPO gewährleisten muss. Insoweit ist auch denk-

bar, dass Gerichtsvollzieher für entsprechende Termine die dafür vorgesehenen Räume der Amts-

gerichte nutzen. Ist schon nicht hinnehmbar, dass eine gesetzliche Regelung überhaupt nicht 

umgesetzt wird, dient deren tatsächliche Umsetzung der Reduktion des Aufwandes. Einerseits 

werden so - nach § 7 GvKostG - kostenfreie Nachbesserungverfahren erspart, andererseits die 

Reisekosten des Gläubigers. Die heutige Nichtteilnahme an der Abnahme der Vermögensauskunft 



 

 

27 

beruht allein auf wirtschaftlichen Erwägungen. Die dafür vorgesehene 0,3-Verfahrensgebühr 

gleicht den Aufwand nicht im Ansatz aus.  

 

Ich würde mich freuen, wenn die vorstehenden Anregungen aufgenommen werden, widrigenfalls 

in der Gesetzesbegründung ausgeführt wird, warum den Vorschlägen nicht gefolgt wird. Letzteres 

erleichtert die Auslegung des Gesetzes und bietet für den parlamentarischen Raum eine hinrei-

chende Transparenz zu anderen oder ergänzenden Regelungsmöglichkeiten.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Frank-Michael Goebel 

Vorsitzender Richter am Oberlandgericht 

 

(Auf ausdrücklichen Wunsch wird auf eine handschriftliche Unterzeichnung verzichtet)   


